
Nicht zuletzt der Song-Contest-Sieg von Conchita Wurst 
hat in Österreich das � ema gleichgeschlechtlicher Paa-
re und Regenbogenfamilien wieder in die Medien ge-
bracht. Wie weit reicht deren rechtliche Gleichstellung 
mittlerweile? Und wo besteht noch Handlungsbedarf 
für die Politik?

Gerichte weisen den Weg
Eines vorweg: Die bisher erreichten Schritte zur Gleich-
stellung gleichgeschlechtlicher Paare und Regenbogen-
familien in Österreich sind zu einem großen Teil direkt 
oder indirekt auf die einschlägige Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
und in weiterer Folge des Verfassungsgerichtshofs 
(VfGH) zurückzuführen. Die Gesetzgebung hat sich mit 
wenigen Ausnahmen darauf beschränkt, diese Entschei-
dungen legislativ umzusetzen. Die beiden genannten 
Gerichte verlangen nunmehr in ständiger Rechtspre-
chung besonders schwerwiegende Gründe, um eine 
Ungleichbehandlung zwischen gleich- und verschieden-
geschlechtlichen Paaren durch den Gesetzgeber als ge-
rechtfertigt anzusehen. Der Spielraum, den der Gesetz-
geber (und die Vollziehung) bezüglich unterschiedlicher 
Regelungen zwischen homo- und heterosexuellen Paa-
ren hat, wurde daher immer kleiner.

Unverheiratete Paare: Gleichstellung erreicht
Richtungsweisend diesbezüglich war die EGMR-Ent-
scheidung Karner gegen Österreich 2003: Entgegen der 
Linie österreichischer Gerichte, der zufolge Begri� e 
wie „(eheähnliche) Lebensgemeinscha� “ nur auf ver-
schiedengeschlechtliche Paare angewendet werden, 
verp� ichtet die EMRK Österreich prinzipiell, auch 

gleichgeschlechtliche Paare unter diesem Begri�  zu ver-
stehen. Eine Verp� ichtung zur Ö� nung der Ehe durch 
Österreich sehen hingegen weder VfGH noch EGMR. 
Es könnte nach dem Urteil aber unter Umständen er-
forderlich sein, Rechte, die verschiedengeschlechtliche 
Ehepaare haben, auch gleichgeschlechtlichen Paaren zu-
zustehen. 

Das Eingetragene Partnerscha� -Gesetz (EPG)
Der größte Meilenstein seitens der Politik war das Gesetz 
zur Eingetragenen Partnerscha�  2010. Dieses ermög-
licht gleichgeschlechtlichen Paaren (nicht jedoch auch 
verschiedengeschlechtlichen, was vom VfGH akzeptiert 
wurde), ihre Partnerscha�  ähnlich einer Ehe eintragen 
zu lassen. Das Gesetz lehnt sich in weiten Teilen an die 
Regelungen für die Ehe an, weist aber Unterschiede ins-
besondere hinsichtlich der Symbolik auf. So erfolgt die 
Eintragung nicht am Standesamt, sondern bei den Be-
zirksverwaltungsbehörden; eingetragene Paare tragen 
keinen Familien- sondern einen Nachnamen. Die Rege-
lung, dass Verpartnerte mit Doppelnamen im Gegensatz 
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Eine Übersicht über alle Unterschiede � ndet sich 
auf der Website des Rechtskomitee Lambda: http://
www.rklambda.at/Publikationen/index.htm

Die bisher größte Studie im deutschsprachigen 
Raum über Regenbogenfamilien (Zusammenfas-
sung): http://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/
DE/pdfs/Forschungsbericht_Die_Lebenssituati-
on_von_Kindern_in_gleichgeschlechtlichen_Le-
benspartnerscha� en.pdf?__blob=publicationFile

Juristischer Kommentar zum EPG in der Version 
2010: Gröger/Haller (2010), EPG, Manz Verlag

Juridikum-Ausgabe 2/2011 mit Schwerpunkt Quee-
ring Family Law: http://www.juridikum.at/� lead-
min/user_upload/ausgaben/juridikum_2-2011.pdf

Die angeführten VfGH-Erkenntnisse können auf 
www.ris.bka.gv.at, die angeführten EGMR-Urteile 
auf http://hudoc.echr.coe.int/sites/eng/Pages/search.
aspx nachgelesen werden.

Zum Nach- und Weiterlesen: 

Andere Länder, 
andere Modelle
Verschiedene Länder haben unterschiedliche Model-
le der Gleichstellung gewählt:  Beispielsweise in den 
Niederlanden oder in Frankreich stehen allen Paaren 
unabhängig von der sexuellen Orientierung sowohl 
Eingetragene Partnerschaften bzw. vergleichbare 
Rechtsinstitute mit weniger Rechtswirkungen als 
auch die Ehe offen. Andere Staaten haben zunächst 
nur für gleichgeschlechtliche Paare eigene Rechts-
institute eingeführt, diese aber mit der Eheöffnung 
wieder abgeschafft. Insgesamt 17 Staaten weltweit  
(exkl. solcher, in denen diese Regelung nur in einzel-
nen Bundesstaaten gilt) haben gleichgeschlechtliche 
Ehen eingeführt, übrigens durchaus auch konservativ 
regierte, etwa Schweden, Luxemburg oder Groß-
britannien. Der britische Premier David Cameron 
meinte dazu, er unterstütze die gleichgeschlechtliche 
Ehe nicht obwohl, sondern gerade weil er ein Kon-
servativer sei.

zu Ehepaaren keinen Bindestrich zwischen ihre Namen 
setzen dür� en, wurde mittlerweile bereits vom VfGH 
gekippt. Fraglich ist, warum hier der Gesetzgeber nicht 
selbst aktiv wird, wenn absehbar ist, dass der VfGH dies-
bezügliche Unterschiede nicht akzeptiert. 
Die größten Unterschiede liegen vor allem im Adopti-
onsrecht. So ist die Fremdkindadoption für gleichge-
schlechtliche Paare verboten. In einzelnen (kleinen) 
Bereichen verwendet das EPG hingegen progressivere 
Regelungen als das Eherecht, das in Teilbereichen noch 
aus dem Jahr 1811 bzw. aus der NS-Zeit (wenngleich 
hier natürlich alle Bestimmungen mit NS-Gedankengut 
gestrichen wurden) stammt. So kann einE scheidungs-
unwilligeR EhepartnerIn unter bestimmten Umständen 
die Scheidung 6 Jahre lang hinauszögern, bei eingetrage-
nen PartnerInnen sind es nur drei.  Hier wäre unter Um-
ständen die Angleichung an die Ehe bzw. die Aufgabe 
dieser Regelungen für gleichgeschlechtliche Paare sogar 
mit einem Rückschritt verbunden. Bei der Gesetzgebung 
wurde versucht den Eindruck zu vermeiden, dass einge-
tragene Partnerscha� en mit Familien gleichgestellt sei-
en. Dies ist umso bemerkenswerter, als der EGMR nur 
ein halbes Jahr vorher geurteilt hat, gleicheschlechtliche 
Paare hätten ebenso wie verschiedengeschlechtliche ein 
Familienleben und damit das Recht auf Achtung dessel-
ben.

Regenbogenfamilien und Kinder
Besondere Aufmerksamkeit verdient das � ema gleich-
geschlechtliche Paare und Kinder, auch hier hat sich 
einiges getan: Im Vorjahr urteilte der EGMR, es sei 
diskriminierend, wenn (auch) unverheiratete verschie-
dengeschlechtliche PartnerInnen unter bestimmten 
Voraussetzungen die Möglichkeit haben, das Kind des/
der PartnerIn zu adoptieren, gleichgeschlechtliche Part-
nerInnen jedoch nicht (sogenannte „Stie� indadopti-
on“). Diesem Urteil wurde mittlerweile bereits legistisch 
Rechnung getragen. Lesbische Paare erhalten durch ein 
Erkenntnis des VfGH aus dem Jänner dieses Jahres Zu-
gang zur Samenspende und können somit gemeinsame 
Elternscha�  begründen.  Die meisten Bundesländer ver-
mitteln mittlerweile P� egekinder an gleichgeschlechtli-
che Paare. Nicht möglich ist nach wie vor die gemein-
same Adoption von Fremdkindern durch Verpartnerte, 
dieses Verbot wird allerdings gerade vom Verfassungsge-
richtshof überprü� . 
Nach der in den nächsten Monaten zu erwartenden 
VfGH-Entscheidung wird der Ball wieder bei den po-
litischen EntscheidungsträgerInnen liegen. Ho� entlich 
wird er aufgegri� en. 
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